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10. VEREINFACHTE ÄNDERUNG DES 
BEBAUUNGSPLANES 

An der Trostberger Straße 

Die Bebauungsplanänderung umfasst die innerhalb des gekennzeichneten Geltungsbereichs 
liegenden Flurstücke 1216/1 und 1217/1 der Gemarkung Mühldorf. 

Die Änderung des Bebauungsplanes wird als vereinfachtes Verfahren 
nach § 13 und § 3 BauGB durchgeführt. 

Die Kreisstadt Mühldorf a. Inn erlässt gemäß 
§ 2 Abs.1, §§ 9, 10 und 13 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 2414) 
zuletzt geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 20.10.2015 (BGBl. I S.1722), 
Art. 81 der Bayerischen Bauordnung (BayBO) vom 14.08.2007 
zuletzt geändert durch § 3 des Gesetzes vom 24.07.2015, 

4) der Baunutzungsverordnung (BauNVO) vom 23.01.1990 
zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes am 11.06.2013 und 
Art. 23 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (GO) vom 22.08.1998 
zuletzt geändert durch Art. 9a Abs.2 der Verordnung vom 22.12.2015 
diese vereinfachte Änderung des Bebauungsplanes als Satzung. 

Mühldorf a.lnn den 

Entwurf: 10.01.2017 
30.05.2017 

ausgefertigt am: 
3 0. AUG. 2017 

Planverfasser: Kreisstadt Mühldorf a. Inn 
Architekt Dipl.Ing Marianne Zöllner 
Ingo Niller 1. Bürgermeisterin 
MünchenerStraße 63, 84453 Mühldorf a.lnn 
Tel.:08631/7818 
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10. VEREINFACHTE ÄNDERUNG DES 
BEBAUUNGSPLANES 

An der Trostberger Straße 

Hier aufgeführt sind die neuen, geänderten und ergänzenden Festsetzungen zum 
rechtsverbindlichen Bebauungsplan, „An der Trostberger Straße" und den entsprechenden 
Bebauungsplanänderungen . 
Alle weiteren Festsetzungen aus dem Bebauungsplan bleiben durch die 
10. Vereinfachte Änderung unberührt. 

ZEICHNERISCHE DARSTELLUNG (M 1:1000) 

30.05.2017 
3 0 ÄUG. 2017 

ausgefertigt am . 

Mühldorf a.lnn den Kreisstadt Mühldorf a.lnn 

Planverfasser: 
Architekt Dipl.-Ing. 
Ingo Niller 
Münchener Straße 63; 84453 Mühldorf a.lnn 
Tel.: 08631/7818 

Marianne Zöllner 
1. Bürgermeisterin 



TEXTLICHE FESTSETZUNGEN 

0.1 Bauweise 

0.1.2. Stellung der baulichen Anlagen 
Die Tiefe von Doppelhäusern darf 11,5m nicht überschreiten 

0.2 

0.2.1. 10.Ä 

0.2.2 10.Ä 

Mindestqröße der Bauqrundstiicke 

Bei geplanten Einzellhausgrundstücken = 500 qm 

Bei geplanten Doppelhausgrundstücken = 300 qm 

0.4 

0.4.4. 10.Ä 

0.4.5. 10.Ä 

0.4.11 10.Ä 

Einfriedungen 

entfällt 

entfällt 

Einfriedungen für die planlichen Festsetzungen der Ziffer 2.1.3, 2.1.15, 2.1.16 und 
2.1.17 

Bei Einfriedungen an der Grundstücksgrenze, die unmittelbar an öffentliche 
Erschließungsstraßen und Gehwege angrenzen muss der Abstand der Hecken¬ 
schnittfläche bis zur Grundstücksgrenze mindestens 0,50 m betragen. 
Die Höhe im Bereich von Sichtdreiecken darf 0,80 m nicht überschreiten. Ansonsten 
gelten die nachbarschaftlichen Bestimmungen. Zusätzlich zu den Hecken sind als 
Einfriedung Zäune mit Hinterpflanzung bis zu einer Höhe von 1,20 m zulässig. 
Als Einfriedung sind folgende Zaunformen zulässig: 

Holzzäune mit senkrechter Laitung (z.B. Staketenzaun, Hanichelzaun) mit 
oder ohne Hinterpflanzung (Hinterpflanzung im Rahmen nachbarschaftlichen 
Bestimmungen) 
Maschendrahtzäune 
Drahtgitterzäune 
Stabgittermatten 
Stahlzäune 

(alle mit Hinterpflanzung im Rahmen der nachbarschaftlichen Bestimmungen) 

Mauerpfeiier für Gartentüren und Tore in Mauerwerk verputzt oder glatten Beton 
Mauerpfeiler in Kombination mit zugelassenen Zaunformen 
Kurze, geputzte Mauerstücke im Einfahrtsbereich, entsprechend Gabionen oder 
Sichtbetonwände 

Unzulässig sind alle anderen Formen von Zäunen wie z.B. 
Zäune aus waagrechten Profilbrettern 
Ornamentale Stahlzäune 
Scherenzäune 

Hinweis: 
Von den Zäunen darf keine konstruktionsbedingte Gefährdung ausgehen 

Bei Einfriedungen ist grundsätzlich auf einen Sockel über Straßenniveau zu 



-5- 

verzichten. Zudem sollen diese einen Abstand zwischen Oberkante Gelände und 
Unterkante Zaun von mind. 15 cm aufweisen um die Wanderung von Kleintieren zu 
begünstigen. Des Weiteren müssen Zäune an öffentlichen Erschließungsstraßen 
0,50 m zurückgesetzt werden. Dies gilt nicht für angrenzende Gehwege. 

Auch als Hinterpflanzung von Zäunen sollte auf die Verwendung der landschafts¬ 
fremden Thuja verzichtet werden. 

0.5 Garagen und Nebengebäude 

0.5.3. Garagen und Nebengebäude sind dem Hauptgebäude anzupassen. Sie sollen 
einen selbstständigen Baukörper darstellen. 

10.Ä Wandhöhe; maximal 3,00 m im Mittel 
Baulänge; Je Baugrenze ist eine Baulänge von maximal 9 m zulässig 

Kellergaragen sind unzulässig 

10.Ä Nebenanlagen gern. §14 BauNVO sind Gebäude bis zu einer Grundfläche vom 9 m2 
und einer Firsthöhe von 3 m zulässig. 
Nebenanlagen für den Nutzungszweck der Kleintierhaltung sind unzulässig. 
Nebenanlagen sind auch außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig 

0.6 Gebäude 

0.6.2.3 

10.Ä 

0.6.2.4. 

10.Ä 

0.6.2.6. 

Die maximale Wandhöhe wird wie folgt festgesetzt: 

I + D nicht über 3,80 m 

I + D° nicht über 4,10 m 

II nicht über 6,30 m 

II + D nicht über 6,30 m, zulässige maximale Firsthöhe 10,0 m 

Die maximale Kniestockhöhe vom Dachgeschoss-Fertigfußboden bis zum 
Schnittpunkt Außenkante-Umfassungsmauer mit der Oberkante-Dachhaut 
wie folgt festgesetzt: 

Bei I + D nicht über 0,50 m 

Bei II unzulässig 

Bei II + D zulässig, jedoch darf die maximale Wandhöhe, 6,30 m nicht überschritten 
werden 

Für Neubauten werden folgende Dachneigungen festgesetzt: 

Bei Ziffer 2.1.3. und Ziffer 2.1.15 Satteldach 22°-28° 

Bei Ziffer 2.1.16. Satteldach 32° - 38 



10.A Bei Ziffer 2.1.17. Satteldach 22° - 36' 

Bei untergeordneten Nebengebäuden, Garagen und Anbauten hat sich die 
Dachform und Dachneigung dem Hauptgebäude anzupassen. 

Anbauten wie Garagen und Freisitze etc. sind durch Absetzen der Dachfläche vom 
10.Ä Hauptgebäude deutlich zu trennen. (Mindestabstand zwischen Hauptdach und 

abgeschleppten Dach 0,7 m). 

Ungleiche Neigungswinkel der beiden Dachflächen sind unzulässig. 

Große Dachüberstände sind nur in Verbindung mit Baikonen und Freisitzen zulässig 

0.6.2.7. _ Als Dacheindeckung werden braune, graue Ziegel, bzw. Betondachsteine 
10.Ä festgesetzt. 

Diese Festsetzung bezieht sich auch auf Garagen und Nebenanlagen 

0.6.2.9. Dachgauben sind nur als stehende Giebelgauben bei Dachneigungen ab 35° 
zulässig. Die Summe der Gaubenflächen darf 1/10 der jeweiligen Dachflächenseite 
(abzgl. evtl. Zwerchhäuser) nicht überschreiten. Die Ansichtsfläche der einzelnen 
Gauben darf 1,50 m2 nicht überschreiten 

10.Ä Quergiebel sind bis höchstens 1/3 der Gebäudelänge zulässig. 

0.6.2.10. Dachflächenfenster sind nur im untergeordneten Maß bis maximal 1,50 m2 
10.Ä lichte Glasfläche und Einzelgröße zugelassen, (auch als Lichtfirst je Dachseite) 

0.6.2.12. 

10.Ä 
Erdgeschossige Anbauten, wie Freisitze, Wintergärten und Pergolen dürfen bis zu 
zu einer Tiefe von 1,50 m die Baugrenzen überschreiten 

HINWEISE 

Hinsichtlich geplanter Baumpflanzungen ist das „Merkblatt Bäume, unterirdische 
Leitungen und Kanäle“ der Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrs¬ 
wesen, Ausgabe 2013 - siehe hier Abschnitt 3 und 6 - zu beachten. Wir bitten 
sicher zu stellen, dass durch die Baumpflanzungen der Bau, die Unterhaltung und 
Erweiterung der Telekommunikationslinien nicht behindert werden 

Auf die Hochwasserschutzfibel wird hin gewiesen 
http://www.bvi.de/SharedDocs/DE/Anlaqe/BauenUndWohnen/ 
hochwasserschutzfibel 2.html?linkToOverview=is 

Art. 8 Abs. 1 DschG: 
Wer Bodendenkmäler auffindet ist verpflichtet, dies unverzüglich der Unteren Denk¬ 
malschutzbehörde oder dem Landesamt für Denkmalpflege anzuzeigen. Zur Anzei¬ 
ge verpflichtet sind auch der Eigentümer und der Besitzer des Grundstücks sowie 
der Unternehmer und der Leiter der Arbeiten, die zum Fund geführt haben. Die An¬ 
zeige eines der Verpflichtetetn befreit die übrigen. Nimmt der Finder an den Arbei¬ 
ten, die zu dem Fund geführt haben, aufgrund eines Arbeitsverhältnisses teil, so 
wird er durch Anzeige an den Unternehmer oder den Leiter der Arbeiten befreit. 
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Art. 8 Abs. 2 DschG 
Die aufgefundenen Gegenstände und der Fundort sind bis zum Ablauf von einer 
Woche nach der Anzeige unverändert zu belassen, wenn nicht die Untere Denkmal¬ 
schutzbehörde die Gegenstände vorher frei gibt oder die Fortsetzung der Arbeiten 
gestattet 

FESTSETZUNGEN DURCH PLANZEICHEN 

2. Maß der baulichen Nutzung 

2.1.17. 
10.Ä 

zulässig Erdgeschoß, 1 Vollgeschoß und ausgebautes 
Dachgeschoß 
Bei WA GRZ = 0,4 GFZ = 0,8 

Sonstige Festsetzungen 

13.6.1 10.Ä Grenze des räumlichen Geltungsbereiches der 
10.Änderung Bebauungsplan 
An der Trostberger Straße 

Planverfasser: 
^ Architekt Dipl.Ing 

Ingo Niller 
A MünchenerStraße 63, 84453 Mühldorf a.lnn 

Tel. :08631 /7818 
info@nill0r-architekturbuero.de 

Kreisstadt Mühldorf a.lnn 
Marianne Zöllner 
1. Bürgermeisterin 



10. VEREINFACHTE ÄNDERUNG DES 
BEBAUUNGSPLANES 

An der Trostberger Straße 

BEGRÜNDUNG 

Die L.Gantenhammer Wohnbau GmbH möchte die Parzellen 46 und 47 (Fl.Nr. 1216/1 und 1217/1 
mit gesamt 1.434 m2) der benachbarten Bebauung im Bereich des Bebauungsplanes „Westlich 
der Lohmühlstraße Teil I) anpassen. 

Die ursprüngliche Bebauung E+D mit einer Einzelhausbebauung soll jeweils in einen Bebauung 
mit einem Doppelhaus ll+D geändert werden. 

Die 5.Änderung des Bebauungsplanes „An der Trostberger Straße“ stammt aus dem Jahre 1994. 
Der benachbarte Bebauungsplan „Westlich der Lohmühlstraße Teil I“ wurde im Jahre 2014 
rechtskräftig. 
Dieser Bebauungsplan sieht eine wesentlich dichtere und der Zeit angepasste Bebauung vor. 
Aufgrund der unmittelbaren Nähe der beiden Grundstücke zum v.g. Bebauungsplan wäre eine 
Änderung der 5. Änderung „An der Trostberger Straße“ ortsplanerisch denkbar und sinnvoll. 

Die Bebauungsplanänderung wurde vorgenommen um zwischen dem bestehenden Baugebiet 
„An der Trostberger Straße“ und dem neuen Baugebiet „Westlich der Lohmühlstraße Teil I" eine 
höhenmäßige Gebäudeabstufung herzustellen und somit beide Baugebiete architektonisch 
zusammen zu führen 

Entwurf: 10.01.2017 
30.05.2017 

ausgefertigt am 
3 0. MÄ. 2ßtI 

Planverfasser: 
Architekt Dipl.Ing 
Ingo Niller 
MünchenerStraße 63, 84453 Mühldorf a.Inn 
Tel. .08631/7818 

Kreistadt Mühldorf a.lnn 
Marianne Zöllner 
1. Bürgermeisterin 



Amt für Planen und Bauen 
Az. 6102.2106 .10 Sb 

Bekanntmachung 
der Kreisstadt Mühldorf a. Inn 

über den Beschluss der 

10. vereinfachten Änderung des Bebauungsplanes 
„An der Trostberger Straße“ 

als Satzung 

Der Stadtrat der Kreisstadt Mühldorf a. Inn hat in seiner Sitzung am 29.06.2017 Beschluss Nr. 099 die 10. verein¬ 
fachte Änderung des Bebauungsplanes „An der Trostberger Straße“ i.d.F.v. 30.05.2017 als Satzung beschlossen. 
Der Bebauungsplan wurde gemäß § 8 Abs. 2 Satz 1 des Baugesetzbuches (BauGB) aus dem Flächennutzungs¬ 
plan entwickelt. 

Mit dieser Bekanntmachung tritt die 10. vereinfachte Änderung des Bebauungsplanes „An der Trostberger Stra¬ 
ße“ i.d.F.v. 30.05.2017 in Kraft. Der genaue Umgriff ist im beiliegenden Lageplan dargestellt. 

Jedermann kann die 10. vereinfachte Änderung des Bebauungsplanes „An der Trostberger Straße" i.d.F.v. 
30.05.2017 und seine Begründung während der Servicezeiten im Amt für Planen und Bauen der Kreisstadt Mühl¬ 
dorf a. Inn, Gebäude B, Eingang Huterergasse 2, 1. Stock, Zimmer B 103, einsehen und überden Inhalt Auskunft 
verlangen. 

Auf die Vorschriften für die Geltendmachung der Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften und von Män¬ 
geln der Abwägung sowie die Rechtsfolgen des § 215 Abs. 1 BauGB wird hingewiesen. 

Unbeachtlich sind demnach: 

1. eine nach § 214 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- und 
Formvorschriften, 

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften über das 
Verhältnis des Bebauungsplanes und des Flächennutzungsplanes und 

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorganges, 

wenn sie nicht innerhalb von einem Jahr seit dieser Bekanntmachung schriftlich gegenüber der Kreisstadt Mühl¬ 
dorf a. Inn unter Darlegung des die Verletzung begründenden Sachverhaltes geltend gemacht worden sind. 

Außerdem wird auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2, sowie Abs. 4 BauGB hingewiesen. Danach 
erlöschen Entschädigungsansprüche für nach den §§ 39 bis 42 BauGB eingetretene Vermögensnachteile, wenn 
nicht innerhalb von drei Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die Vermögensnachteile eingetreten sind, 

herbeigeführt wird. 

Angeschlagen an den Amtstafeln am: 
Abgenommen: 

30.08.2017 
05.10.2017 
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10. VEREINFACHTE ÄNDERUNG DES 
BEBAUUNGSPLANES 

An der Trostberger Straße 

Hier aufgeführt sind die neuen, geänderten und ergänzenden Festsetzungen zum 
rechtsverbindlichen Bebauungsplan, „An der Trostberger Straße1- und den entsprechenden 
Bebauungsplanänderungen . 
Alle weiteren Festsetzungen aus dem Bebauungsplan bleiben durch die 
10. Vereinfachte Änderung unberührt. 
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Marianne Zöllner 
1. Bürgermeisterin 



k 
Amt für Planen und Bauen 
Az.: 6102.2106.10 Sb 

Verfahrensvermerke 
nach § 13 BauGB 

für die 10. vereinfachte Änderung des Bebauungsplanes 

„An der Trostberger Straße“ 

1. ÄnderungsbeschBuss 

Der Stadtrat der Kreisstadt Mühldorf a. Inn hat in der Sitzung vom 30.06.2016 Beschluss 
Nr. 081 die 10. vereinfachte Änderung des Bebauungsplanes „An der Trostberger Straße“ 
beschlossen. Der Änderungsbeschluss wurde am 06.03.2017 ortsüblich bekannt gemacht. 

1. Bürgermeisterin 

2. Öffentiiche Auslegung 

Der Entwurf der 10. vereinfachte Änderung des Bebauungsplanes „An der Trostberger 
Straße“ wurde i.d.F.v. 10.01.2017 mit der Begründung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit 
vom 14.03.2017 bis einschließlich 19.04.2017 öffentlich ausgelegt. Dies wurde am 
06.03.2017 ortsüblich bekannt gemacht, mit dem Hinweis, dass von einer Umweltprüfung 
abgesehen wird. 

3. Bete]jcynq der Behörden 

Den Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange wurde gemäß § 4 Abs. 2 BauGB 
in der Zeit vom 07.03.2017 bis einschließlich 19.04.2017 Gelegenheit zur Stellungnahme 
gegeben. 



4. Satzungsbeschluss 

Die Kreisstadt Mühldorf a. Inn hat mit Beschluss des Stadtrates vom 29.06.2017 Beschluss 
Nr. 099 die 10. vereinfachte Änderung des Bebauungsplanes „An der Trostberger Straße“ 
i.d.F.v. 30.05.2017 gemäß § 10 Abs. 1 BauGB als Satzung beschlossen. 

5. Bekanntmachung 

Die Bekanntmachung nach § 10 Abs. 3 BauGB erfolgte ortsüblich durch Aushang am 
30.08.2017. Die 10. vereinfachte Änderung des Bebauungsplanes „An der Trostberger 
Straße“ i.d.F.v. 30.05.2017 mit Begründung wird seit diesem Tag zu den Servicezeiten im 
Amt für Planen und Bauen der Kreisstadt Mühldorf a. Inn, Gebäude B, Eingang, 
Huterergasse 2, 1. Stock, Zimmer B 103 zu jedermanns Einsicht bereitgehalten. Überden 
Inhalt wird auf Verlangen Auskunft gegeben. Auf die Rechtsfolgen des § 44 Abs. 3 Satz 1 
und 2 und Abs. 4, der §§ 214 und 215 BauGB ist hingewiesen worden (§ 215 Abs. 2 
BauGB). 

Die 10. vereinfachte Änderung des Bebauungsplanes „An der Trostberger Straße“ i.d.F.v. 
30.05.2017 tritt mit der Bekanntmachung in Kraft (§ 10 Abs. 3 Satz 4 BauGB). 


